
Fur das Nachschlagewerk1 Ja
Fur die Fachpresse1 Ja
Fir die amtliche Sammlung1 Ja 096
Gesetz BürlG §§ 1, 13, Manteltarifvertrag (MTV) für die 

gewerblichen Arbeiter der Papier erzeugenden 
Industrie in der Bundesrepublik Deutschland ein­
schließlich Berlin i d F vom 28 Mai 1968 & 14 
II Ziff 7

Leitsätze 1 Zu den allgemeinen Grundsätzen des Urlaubs­
rechts gehört, daß der nach erfüllter Warte­
zeit jährlich neu erwachsende Urlaubsanspruch 
m  seinem Bestand nur durch Ereignisse berührt 
wird, die m  das laufende Kalenderjahr fallen

2 Eine tarifliche Abweichung von den allgemeinen 
Grundsätzen des Urlaubsrechts muß in der Tarif 
norm eindeutig zum Ausdruck kommen

3. Bestimmt eine tarifliche Urlaubsregelung, daß 
bei mehr als sechsmonatiger Dauer der Arbeits­
unfähigkeit der Urlaubsanspruch für jeden 
weiteren Monat der Arbeitsunfähigkeit nach dem 
Zwolftelungsgrundsatz gekürzt werden kann, so 
ist im Zweifel anzunehmen, daß das Kurzungs­
recht eine mehr als sechsmonatige Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit im Ursprungsjahr des von 
dei Kürzung betroffenen Urlaubs voraussetzt

Aktenzeichen 5 AZR 45/70
Urteil des BAG vom 17 September 1970 LAG Niedersachsen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


I45//o
Sa 470/69 Niedersachsen 
erkundet
m 17 September 1970
ez Wemnch, 
mtsmspektor 
Is Urkundsbeamter 
er Geschäftsstelle

096

In Sachen

hat der Rinfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der 
mündlichen Verhandlung vom 17 September 1970 durch den 
Senatsprasidenten Dr, Schröder, die Bundesrichter Dr Auffarth 
und Siara sowie die Bundesarbeitsrichter Dr Dodeilem und 
Musa für Recht erkannt

Auf die Revision des Klagers wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 
12 Dezember 1969 - 2 Sa 470/69 - aufgehoben.
Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des 
Arbeitsgerichts Gottingen vom 28 August 1969 
- 2 Ca 589/69 - wird mit der Maßgabe zuruckge- 
wiesen, daß die Urteilsformel wie folgt zu 
lauten hat

Die Beklagte wird verurteilt, dem Xlager 
sechs weitere Tage Urlaub zu je 50,—  DH 
zu gewahren

Die Beklagte hat auch die Kosten der Berufung 
und Revision zu tragen

" Von R e c h t x; e g e n 1
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Tatbestand
Der Klager ist seit längerer Zeit als Arbeiter bei der 

Beklagten beschäftigt Auf das Arbeitsverhaltnis findet der 
Manteltarifvertrag für die gewerblichen Arbeiter der Papier 
erzeugenden Industrie m  der Bundesrepublik Deutschland (MTV) 
m  der Passung vom 28 Mai 1968 Anwendung § 14 II Ziff 7 
dieses Tarifvertrages lautet

"Bei Arbeitsunfähigkeit, die langer als sechs Monate 
dauert, kann der Uilaub für jeden weiteren angefan- 
genen Monat der Arbeitsunfähigkeit um ein Zwölftel 
gekürzt werden, sofern die Arbeitsunfähigkeit nicht 
auf Betriebsunf ill odei Beiufskrankheit beruht "
In der Zeit vom 24 Juni 1968 bis zum 27 April 1969 

war der Klager arbeitsunfähig krank Den Urlaub aus dem 
Jabie 196S hatte der Klager beieits ungekürzt eihalten Den 
Jahie uilaub des Klagers für 1969, der unstreitig 24 Tage 
betragt, hat die Beklagte jedoch gemäß § 14 II Ziff 7 des 
Tarifvertrages um sechs Tage gekürzt Der Klager halt diese 
Kurzuig für ungerechtfertigt, weil er im Jahre 1969 /eniger 
als sechs Monate arbeitsunfähig krank gewesen sei

Er hat im voiliegenden Verfahren beantragt, festzustel­
len, ue13 die Beklagte verpflichtet sei, ihm 24 V/erktage Urlaub 
für das Kalenderjahr 1969 zu gevrahren

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen 
Das Arbeitsgericht hat gemäß dem Klageantrag erkannt 

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung eingelegt Der 
Klagei hat Anschlußberufung mit dem Antrag eingelegt, die 
Beklagte zu verurteilen, ihm sechs Tage Urlaub zu je —
DM zu gewahien, hilfsweise festzustellen, daß die Beklagte 
veipfliehtet sei, ihm 24 V/erktage Uilaub für das Kalender­
jahr 1969 zu geben

Ei hat die Anschlußberufung mit aer Erjagung oegrundet, 
es sei zweifelhaft, ob die Feststellungsklage zulässig sei 

Das Landesarbeitsgericht hat das Urteil des Arbeitsge­
richts abgeandert und hat die Klage abgevlesen Das Urteil 
ist wie folgt begründet
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Es sei "absurd", die Kürzung des Jahresurlaubs auf Grund 
der Tarifnorm nur zuzulassen, wenn die Krankheit im Kalender­
jahr (gleich Urlaubsjahr) langer als sechs Monate gedauert 
habe Denn es wurden damit gleichartige Tatbestände ohne 
sinnvollen Grund ungleich behandelt Es sei willkürlich, 
den Urlaub eines z B m  der Zeit vom 2 Januar bis 5 Dezem­
ber 1969 arbeitsunfähigen Arbeitnehmers zu kurzen und den m  
der Zeit vom 2 Juli 1968 bis 5 Juni 1969 - also genau so 
lange - arbeitsunfähigen Arbeitnehmer von der Kürzung zu 
verschonen

Im Tarifverbrag sei der Wille zu einer solchen Ungleich- 
behandlung auch nicht zum Ausdruck gelangt Die hier eingrei­
fende Tarifnorm stelle allem auf eine zusammenhängende Dauer 
der Arbeitsunfähigkeit von mehr als sechs Monaten ab, ver­
lange also nicht, daß die Arbeitsunfähigkeit allein in das 
laufende Kalenderjahr falle Es verhalte sich hier wie bei 
der Wartezeit, die unabhängig vom Urlaubsjahr laufe

Das Landesarbeitsgericht beruft sich für seine Auslegung 
auch auf die Entstehungsgeschichte des jetzigen § 14 II 
Ziff 7 MTV, nämlich die Vorentwurfe der Tarifvertragspar­
teien, die folgende Fassung enthielten

a) Arbeitgeberseite
Ärzilich bescheinigte Arbeitsunfähigkeit bis zu einer 
Gesamtdauer von 12 Wochen im Urlaubsjahr hat auf die 
Dauer des Urlaubs keinen Einfluß Bei daruberhmaus- 
gehenden Krankheitszeiten wird der Uilaub für je 
4 Wochen um 1/12 gekürzt.

b) Gewei^schaftsseite
Bei Krankheit und bei Aussetzen mit Zustimmung der 
Betriebsleitung kann, wenn die Arbeitsunterbrechung 
langer als 6 Monate dauert, der Urlaub für jeden 
weiteren angefangenen nonat um 1/12 gekürzt ueraen

Das Fehlen aer im Arbeitgeberentuurf enthaltenen Worte 
"im Uilaubsjahr" macht es nach der Auffassung des Landes- 
arbeitsgenchts wahrscheinlich, daß das Kurzungsrecht ment 
von einer sechsmonatigen Dauer der Arbeitsunfähigkeit im 
Kalenderjahr abhängig sein sollte
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Entscheidungsgrunde

Die Revision hat Erfolg
1 Der Senat legt das Gesamtvorbringen des Klagers dahin 
aus, daß mit der Klage, m  erster Linie die Verurteilung der 
Beklagten zur Gewährung von sechs weiteren Urlaubstagen und 
hilfsueise die Feststellung eines Gesamturlaubsanspruchs von 
24 Werktagen für das Jahr 1968 begehrt wird Damit erledigt 
sich ein besonderes Eingehen auf die Anschlußberufung des 
Klagers, das Ziel dieser Berufung ist nicht die Verfolgung 
eines neuen selbständigen Anspruchs, sondern nur aie nach
§ 268 Ziff 1 ZPO zulässige Berichtigung des bisherigen Kla­
geantrags
2 In der Sache kann sich der Senat der Auslegung der Ta- 
nfnorm des § 14 II Ziff ? MTV durch das Landesarbeitsge­
richt nicht anschließen, das dort vorgesehene Kurzungsrecht 
ist nach der Auffassung des Senats an eine mehr als sechs­
monatige Dauer der Arbeitsunfähigkeit ira laufenden Kalender 
jahr gebunden Die Tarifnorm ist alleidmgs, wie dem Landes- 
arbeibsgericht zuzugeben ist, m  der Frage der Berechnung 
der Aibeitsunfahigkeitsdauer nicht eindeutig, ihr Wortlaut 
schließt auch die vom Landesarbeitsgericht für richtig ge­
haltene Auslegung nicht aus, da über die Art der Berechnung 
nichts gesagt ist In einem solchen Falle ist aber davon 
auszugehen, daß Tarifverträge im Zweifel an den Grundsätzen, 
des allgemeinen Urlaubsrechts festhalten und diese nicht zu 
Lasten aes Arbeitnehmers abandern wollen Ein dahingehender 
Wille der Tarifpartner mußte m  der Tarifnorm selbst ein­
deutig zum Ausdruck gelangen (BAG AP Nr 3 zu § 7 BTJrlG und 
9 zu § 15 BUrlG)

An einer solchen Eindeutigkeit fehlt es nier jedoch 
Die Anuenaung der Tarifnorm m  dem vom Landesarbeitsger^ent 
angenommenen Sinne wurde nämlich zum Nachteil aes Arbeitneh­
mers zur Aufgabe aes Grundsatzes fuhren, daß der im jeweili­
gen Uilaubsjahr erx orbene Urlaubsanspruch - soweit ubeihaupt 
zulässig - m  seinem Bestand, nur durch Ereignisse beeinflußt 
\
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- 5 - 096
werden kann, die zeitlich m  dieses Jahr fallen Die innere 
Rechtfertigung dieses Grundsatzes liegt darin, daß der 
Arbeitnehmer für die im laufenden Jahr erbrachte Arbeitslei­
stung auch den vollen JErholungsausgleich erhalten soll In 
Anwendung dieses Grundsatzes hat der Senat bei der Prüfung 
der Frage, ob wegen des geringen Ausmaßes der Arbeitslei­
stung der Urlaubsanspruch unter dem Gesichtspunkt des Rechts­
mißbrauchs entfalle, stets nur auf die Verhältnisse im lau­
fenden Urlaubsjahr abgestellt (vgl. BAG AP Nr 2 und 3 zu 
§ 3 BUrlG Rechtsmißbrauch, Urteil vom 18 September 1969,
AP Nr 6 zu § 7 BUrlG Abgeltung - zur Veröffentlichung m  
der Amtl Sammlung vorgesehen -) Es ist danach ausgeschlos­
sen, die Geltendmachung eines übertragenen Urlaubs etwa 
deshalb als rechtsmißbrauchlich anzusehen, weil der Arbeit­
nehmer im Übertragungszeitraum keine Arbeit geleistet habe, 
m  Vergleich zu setzen sind allein Umfang der Arbeitsleistung 
und verlangter Urlaub im Ursprungsjahr des Urlaubs. Densel­
ben Grundsatz hat der Senat beim Tatbestand des Verfalls 
des Uilaubs nach § 7 Abs 4 Satz 2 BUrlG angewandt Danach 
beschrankt der Verfall der Abgeltung sich auf den Urlauo des 
laufenden Jahres, erstreckt sich also nicht auf etwaigen 
aus dem Vorjahr übertragenen Uilaub (Urteil vom 18 Septem­
ber 1969, aaO)

Die vom Landesarbeitsgericht zitierte Entstehungsge­
schichte der hier fraglichen Tarifnorm mag zwar in gewissem 
Sinne für eine Auslegung sprechen, wie sie von der Beklagten 
vertreten wird Damit allem laßt sich die erforderliche Ein­
deutigkeit aer Tarifnorm nicht begründen, um so weniger, 
als diese Norm der Sache nach eine Regelung des oben erwähn­
ten sog Rechtsmißbrauchstatbestandes enthalt, d h also der 
Frage, unter welchen Voraussetzungen dem Urlaubsanspruch der 
Einwand des Rechtsmißbrauchs wegen der geringen Aibeitsüei- 
stung entgegensteht Es ist nicht ohne weiteres anzunehmen, 
daß sich eine dem allgemeinen Rechtsmißbrauchstatbestand 
gleichLommende tarifliche Urlaubsregelung von der grundsätz­
lichen Bmaung an das Kalenderjahr losen wolle Auch aer
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Hinweis des Landessrbeitsgenclits auf die Berechnung der War­
tezeit uberzeugt nicht Es ist zwar richtig, daß die Warte­
zeit unabhängig vom Laufe des Kalenderjahres allem nach der 
Dauer aes Arbeitsverhaltnisses berechnet wird Weitere Schlüs­
se lassen sich daraus aber nicht ziehen, weil die Wartezeit 
die Voraussetzung allem für das erstmalige Entstehen des 
vollen Urlaubsrnspruchs regelt, nicht aber für Bestand und 
Inhalt aes nach erfüllter Wartezeit jährlich neu entstehenden 
Urlaubsanspruchs, eine andere Berechnung der Wartezeit als die 
jerzige wäre daher auch kaum möglich Auch die Hinweise der 
Revision auf die Verwendung des Zusatzes "Kalenderjahr" bzw 
"Uilaubsjahr" m  anderenTeilen der tariflichen Urlaubsrege­
lung fuhren nicht zu einer eindeutigen Auslegung der Tarif­
norm in dem von ihr gewünschten Sinne, an allen angeführten 
Stellen ließ sich die Verwendung dieser Ausdrucke kaum ent­
behren Es bleibt mindestens offen, ob die Tarifpartner aen 
Hinweis auf das Kalenderjahr deshalb nicht in § 14 II Ziff 7 
hTV aufnahmen, weil sie die daraus abzuleitende Rechtsfolge 
als ohnehin geltend ansahen

Es trifft schließlich nicht zu, daß die Auslegung der 
Tarifnorm im Sinne der Ansicht des Klagers zu, wie das Lan­
desarbeitsgericht meint, "absuraen" Ergebnissen führe Ware 
dies richtig, so mußte auch für einen Teil der bisherigen 
Rechtsprechung des Senats zum sog Rechtsmißbrauchstatbe- 
stand aieselbe Bezeichnung zutreffen. Es ist auf dem Boden 
des Gesetzes nicht zu andern, daß ein Aibeitnehmer, dessen 
Aibeicsunfahigheit langer als ein Jahr dauert, die sich aber 
aui zwei Kalenderjahre verteilt, vom Wegfall eines Urlaubs- 
anspruchs \erschont bleiben kann, andererseits kann ein Ar­
beitnehmer, dessen Arbeitsunfähigkeit weniger als ein Janr 
daueit, die aber m  ein einziges Kalenderjahr falll, vom 
völligen Wegfall des Urlaubsanspruchs betroffen werden 
Dies ist die unvermeidbare Folge der Zeitgebundenheit des 
Urlaubsanspruchs, die ihrerseits einen guten Sinn hat. Ab­
gesehen davon ergeben sich auch auf aem Boden der Ansacht 
des Landesarbeitsgerichts Folgen, aie nicht immer als sinnvoll
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- 7 - 096
erscheinen Es mußte nämlich der Urlaub für das zweite 
Krankheitsjahr u U empfindlich gekürzt werden, obwohl m  
dieses Jahr nur eine vergleichsweise geringe Krankheits­
dauer fallt und die in diesem Jahr erbrachte Arbeitsleistung 
einen vollen Erholungsausgleich rechtfertigen wurde Es ist 
nicht ohne zwingende Anhaltspunkte davon auszugehen, daß 
Tarifparteien eine Regelung dieser Art treffen wollten

Das angefochtene Urteil erweist sich somit als unzu­
treffend und var aufzuheben, eines Eingehens auf die sich 
allem vom Standpunkt des Landesarbeitsgerichts aus stellende 
Präge der Rechtsuirksamkeit des § 14 II Zjff 7 MTV bedurfte 
es nicht Die Sache ist auch, wie nicht naher dargelegt zu 
werden braucht, zur Endentscheidung zugunsten des Klagers 
reif

gez Dr. Schroder Dr. Auffarth Siara
Dr Doderlem Musp.
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